
Stand: 08.02.2026 15:18:15

Vorgangsmappe für die Drucksache 17/16651

"Gut integrierten Flüchtlingen Sicherheit geben - Bleiberechtsoptionen aufzeigen"

Vorgangsverlauf:

1. Initiativdrucksache 17/16651 vom 27.04.2017

2. Beschlussempfehlung mit Bericht 17/18194 des VF vom 13.07.2017

3. Beschluss des Plenums 17/18296 vom 27.09.2017

4. Plenarprotokoll Nr. 111 vom 27.09.2017



 

17. Wahlperiode 27.04.2017 Drucksache 17/16651 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bayern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle 
Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfügung. 

 

Antrag 

der Abgeordneten Angelika Weikert, Doris Rau-
scher, Ilona Deckwerth, Hans-Ulrich Pfaffmann, 
Kathi Petersen, Günther Knoblauch, Susann Biede-
feld, Klaus Adelt SPD 

Gut integrierten Flüchtlingen Sicherheit geben – 
Bleiberechtsoptionen aufzeigen 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Beispiel 
des Innenministeriums von Baden-Württemberg unter 
Minister Thomas Strobl (CDU) zu folgen und gut inte-
grierte Geduldete aktiv auf die ihnen im individuellen 
Fall offen stehenden Möglichkeiten, Bleiberecht zu 
beantragen, hinzuweisen. Die Ausländerbehörden sind 
durch die Staatsregierung entsprechend anzuweisen. 

 

 

Begründung: 

Durch das am 1. August 2015 in Kraft getretene Ge-
setz zur Neubestimmung des Bleiberechts und der 
Aufenthaltsbeendigung besteht für Menschen, die sich 
seit mehreren Jahren rechtmäßig in Deutschland auf-
halten, die Möglichkeit eine Aufenthaltserlaubnis zu 
beantragen. 

Der Bundesgesetzgeber will dadurch die Problematik 
der sogenannten „Kettenduldungen“ lösen und ein 
Zeichen setzen, dass in Fällen, in denen die Duldung 
aus menschenrechtlichen Erwägungen oder öffentli-
cher Interessen erteilt wird, eine rechtssichere Auf-
enthaltsperspektive besteht. 

Der reformierte § 25a des Aufenthaltsgesetzes (Auf-
enthG) richtet sich an gut integrierte Jugendliche und 
Heranwachsende, die sich seit mindestens vier Jah-
ren ununterbrochen erlaubt, geduldet oder mit einer 
Aufenthaltsgestattung in Deutschland aufhalten. Ihnen 
soll bei erfolgreichem Schulbesuch beziehungsweise 
dem Erwerb eines Schul- oder Berufsabschlusses ei-
ne Aufenthaltserlaubnis erteilt werden. Bei Minderjäh-
rigen können auch deren Eltern von dieser Regelung 
profitieren. 

Gemäß § 25b AufenthG soll Menschen, die sich seit 
mindestens acht Jahren – wenn sie minderjährige 
Kinder haben, die bei ihnen leben, bereits nach sechs 
Jahren – ununterbrochen erlaubt, geduldet oder mit 
einer Aufenthaltsgestattung hier aufhalten, eine Auf-
enthaltserlaubnis erteilt werden. 

Beide Regelungen setzen voraus, dass nachhaltige 
Integrationsleistungen erbracht wurden und das Be-
kenntnis zur freiheitlichen demokratischen Grundord-
nung der Bundesrepublik Deutschland nicht in Frage 
steht. 

Das Ministerium für Inneres, Digitalisierung und Mig-
ration des Landes Baden-Württemberg unter Minister 
Thomas Strobl (CDU) hat die Ausländerbehörden 
angewiesen, gut integrierte Geduldete auf ihre Mög-
lichkeit, ein dauerhaftes Bleiberecht zu beantragen, 
hinzuweisen. Diese Vorgehensweise sollte auch in 
Bayern zur Anwendung kommen. 

Es liegt nahe, dass sich ein erheblicher Teil derer, die 
für eine Aufenthaltserlaubnis nach den oben genann-
ten Regelungen in Frage kämen, dieser Option gar 
nicht bewusst ist. 

Statt die ihnen offenstehenden Chancen zu nutzen, 
verharren sie in ständiger Unsicherheit. Dies ist für die 
Betroffenen und ihr Umfeld mit erheblichen Belastun-
gen verbunden, die die bereits erzielten Integrations-
erfolge wieder zu Nichte machen können. 

Die Staatsregierung ist daher aufgefordert, dem Vor-
bild des Landes Baden-Württemberg zu folgen und 
die von ihr auf Bundesebene mitgetragenen Bleibe-
rechtsregelungen offensiv zu bewerben. Dazu sind die 
Ausländerbehörden anzuweisen, die potenziell in Fra-
ge kommenden Personen auf die bestehenden Mög-
lichkeiten zum Erwerb einer Aufenthaltserlaubnis hin-
zuweisen und sie über die zu erfüllenden Vorausset-
zungen aufzuklären. 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen 

Antrag der Abgeordneten Angelika Weikert, 
Doris Rauscher, Ilona Deckwerth u.a. SPD 
Drs. 17/16651 

Gut integrierten Flüchtlingen Sicherheit geben - 
Bleiberechtsoptionen aufzeigen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Alexandra Hiersemann 
Mitberichterstatter: Karl Straub 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfas-
sung, Recht und Parlamentsfragen federfüh-
rend zugewiesen. Der Ausschuss für Bundes- 
und Europaangelegenheiten sowie regionale 
Beziehungen und der Ausschuss für Arbeit 
und Soziales, Jugend, Familie und Integration 
haben den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 72. Sitzung am 11. Mai 2017 beraten 
und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Bundes- und Europaange-
legenheiten sowie regionale Beziehungen hat 
den Antrag in seiner 61. Sitzung am 20. Juni 
2017 mitberaten und mit folgendem Stimm-
ergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 

4. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Ju-
gend, Familie und Integration hat den Antrag 
in seiner 70. Sitzung am 13. Juli 2017 mitbera-
ten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Angelika Weikert, Doris Rauscher, Ilona 
Deckwerth, Hans-Ulrich Pfaffmann, Kathi Petersen, Günther 
Knoblauch, Susann Biedefeld, Klaus Adelt SPD 

Drs. 17/16651, 17/18194 

Gut integrierten Flüchtlingen Sicherheit geben – Bleiberechtsop-
tionen aufzeigen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Präsidentin Barbara Stamm



Präsidentin Barbara Stamm: Ich rufe auf den Tagesordnungspunkt 2:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen.

(Einzelne Abgeordnete heben die Hand)

– Können wir vielleicht bitte abstimmen? Ich bitte um das Handzeichen. – Danke 

schön. Ich bitte, Gegenstimmen anzuzeigen. – Keine. Stimmenthaltungen? – Keine. 

Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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